
und Hackedienste, sämtliche Gespannarbeiten für ein 
der Kirche gehörendes Erbpachtgrundstück) bestanden. 
Beide Arten von Leistungen werden als wirtschaftlich 
zusammengehörig behandelt, ohne daß eine wert­
mäßige Unterteilung nach Naturalien einerseits und 
Dienstleistungen andererseits stattfindet. Die in den 
Eintragungen Nr. 8 und 15 erwähnten Lasten waren 
allerdings zufolge des im damaligen Preußen am 
2. März 1850 erlassenen Ablösungsgesetzes bereits in 
Geldrenten umgewandelt worden. In Nr. 15 wurde so­
gar eine bestimmte Summe — 20 Silbergroschen — aus­
drücklich festgelegt, während es in der Nr. 8 zunächst 
bei der Vereinbarung einer Meßzahl (Magdeburger 
Martinimarktpreis) verblieb. In der Nr. 1 ist es über­
haupt bei der Grundeintragung, der reinen Natural­
rente, verblieben. Alle drei Lasten — neben einer im 
vorliegenden Fall nicht unmittelbar in Betracht kom­
menden gleichartigen Last — sind dann im Jahre 1938, 
im Zuge des damaligen Schuldenregelungsverfahrens, in 
ziffernmäßig bestimmte Geldrenten umgewandelt wor­
den, als welche sie noch laut Spalte „Veränderungen“ 
im Grundbuch vermerkt sind.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Gläubigerin 
auf Grund dieser Tatsachen berechtigt ist, die fällig 
gewordenen und nicht geleisteten Rentenbeträge klage­
weise geltend zu machen und im Vollstreckungswege 
beizutreiben, muß entscheidend sein, ob das Verlangen 
der Gläubigerin noch mit den Grundlagen und Grund­
sätzen der Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung un­
seres Staates, wie sie in der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik verankert sind, im Einklang 
steht oder ob das nicht der Fall ist. Im letzteren Fall 
könnte den Ansprüchen, trotz der formal noch be­
stehenden grundbuchlichen Eintragung, nach Art. 144 
Abs. 1 Satz 1 und 2 der Verfassung materielle Rechts­
geltung nicht mehr zugestanden werden.

In dieser Beziehung macht der Kassationsantrag mit 
Recht geltend, daß die Lasten in ihrer Gesamtheit und 
ohne daß etwa eine Aufteilung nach Leistung von 
Naturprodukten und Diensten stattfinden könnte, auf 
Rechtsanschauungen und Rechtseinrichtungen der feu­
dalen Gesellschafts- und Rechtsordnung beruhen, also 
gewissermaßen noch Reste derselben darstellen, die 
sich bis in die Gegenwart erhalten haben, aber noch 
Produktionsverhältnisse einer längst überholten öko­
nomischen Basis widerspiegeln. Daran vermag auch — 
entgegen der Auffassung der Gläubigerin — der Um­
stand nichts zu ändern, daß die in Rede stehenden 
Lasten unter der Herrschaft kapitalistischer Rechtsauf­
fassungen auf feste Geldbeträge umgerechnet worden 
sind. Eine Änderung ihrer ökonomisch-politischen und 
damit auch ihrer rechtlichen Qualität konnte dadurch 
nicht eintreten. Das aber übersieht die Gläubigerin. 
Wenn man ihr in Konsequenz ihrer Rechtsauffassung 
das Recht zugestehen wollte, für ihre Ansprüche Be­
friedigung aus dem belasteten Grundstück ohne Rück­
sicht auf die persönliche Leistungsfähigkeit des Schuld­
ners und mit dem Range vor allen in der Abteilung 
XII des Grundbuchs eingetragenen Rechten verlangen 
zu können, so entspräche das im Ergebnis der bei Be­
gründung der Reallasten herrschenden Auffassung, die 
ja der Kirche das Recht gab, die fraglichen Leistungen 
zu fordern und nötigenfalls durchzusetzen, ohne daß 
es dabei — rechtlich gesehen — auf die Frage der Lei­
stungsfähigkeit des Schuldners oder auf das Bestehen 
etwaiger anderer Rechte Dritter ankam.

Typisch für die rechtliche Qualität der von der Gläu­
bigerin geltend gemachten Rechte ist gerade ihre, von 
ihr selbst dargelegte Verwurzelung in dem der Kirche 
im Laufe einer langen mittelalterlichen Entwicklung 
entstandenen Recht auf den sog. Zehnt, d. h. in dem 
Anspruch darauf, daß jeder Grundbesitzer grundsätz­
lich mit dem zehnten Teil des Ertrages seines Grund­
stücks für die Deckung der kirchlichen Bedürfnisse ein­
zutreten verpflichtet war. Im einzelnen richtete sich 
dieses Recht auf die Lieferung von Getreide (sog. Feld­
zehnt), aber auch auf Erträge aus der Tierhaltung (sog. 
Blut- oder Fleischzehnt), wie er im vorliegenden Fall 
in der Grundbucheintragung Abt. II Nr. 8 sogar noch 
ausdrücklich erwähnt wird. Es ist bemerkenswert, daß 
es der Kirche durch die Aufrechterhaltung des Zehnt­
rechts gelang durchzusetzen, daß ihr die Hauptnutzung 
des ihr durch die Säkularisationen entzogenen Land­

besitzes weiterhin zugute kam. Daß der Feudalstaat 
dieser ursprünglich rein kirchlichen Einrichtung im 
Laufe der Entwicklung, nehen den rein kirchlichen 
Sanktionen, mittels eigener staatlicher Rechtssetzung 
auch den weltlichen Zwang zur Verfügung stellte, ist 
für die damalige enge Verbindung der Kirche mit dem 
Staat, die in der evangelischen Kirche auch nach der 
Reformation bestehen blieb, besonders charakteristisch, 
wie ja denn auch noch Art. 115 des Einführungsgesetzes 
zum BGB auf die landesrechtlichen Bestimmungen 
dieser Art Rücksicht nahm und sie aufrechterhielt.

Vollends eindeutig aber tritt die rechtliche Qualität 
darin hervor, daß zum Inhalt der kirchlichen, durch 
staatliche Mittel — wenn auch in letzter Entwicklung 
nicht mehr unmittelbar durch Zwangsvollstreckung 
(vgl. § 888 Abs. 2 ZPO) — erzwingbaren Rechte auch 
die sog. Frondienste, auch Hand- und Spanndienste 
genannt, gehörten. Darin, daß es der Kirche gelang, 
diese Ansprüche auch gegenüber dem freien (nicht 
lassitischen) Grundbesitz durchzusetzen, kommt deut­
lich die starke Abhängigkeit gerade auch der bäuer­
lichen Bevölkerung von den ihr im Feudalsystem als 
herrschenden Mächten gegenüberstehenden staatlichen 
und kirchlichen Gewalten zum Ausdruck.

An die Stelle dieser auch noch vom kapitalistischen 
Staat weitgehend anerkannten Verflechtungen und Ab­
hängigkeiten ist nun durch die Bestimmungen der 
Art. 41 bis 43 der Verfassung der Deutschen Demokra­
tischen Republik die völlige rechtliche Trennung von 
Staat und Kirche getreten. Es gibt keine Staatskirche 
mehr. Die Freiheit, ihr beizutreten und anzugehören, 
ist den Bürgern absolut gewährleistet (Art. 43 Abs. 1 
der Verfassung). Die Religionsgemeinschaften haben 
zwar die rechtliche Stellung als „Körperschaften des 
öffentlichen Rechts“ behalten (Art. 43 Abs. 2). Soweit 
sie aber am Wirtschaftsleben beteiligt sind, genießen 
sie keine irgendwie geartete Vorzugsstellung mehr, 
sondern sind, insbesondere auch im Gebrauch ihres- 
Eigentums — letzteres betrachtet als Gesamtheit der 
'ihnen zustehenden Vermögensrechte —, an die sich aus 
'den Gesetzen ergebenden Schranken und „sozialen 
Pflichten gegenüber der Gemeinschaft“ gebunden (Art. 
22 Abs. 1 der Verfassung).

Daher kann auch Art. 45 der Verfassung nicht zur 
Stütze der Klagansprüche herangezogen werden. Da­
bei bedarf die Frage, ob es sich bei den im vorliegen­
den Fall in Rede stehenden Lasten um „öffentliche 
Leistungen“ an die Kirche i. S. des Abs. 1 des Art. 45 
oder um Bestandteile ihres „Eigentums“ (Abs. 2) han­
delt, keiner Entscheidung, weil in jedem Fall — wie 
der Kassationsantrag mit Recht geltend macht — Ver- 
fassungs- und damit Rechtsschutz (Art. 114) der Gläu­
bigerin, wie jedem Staatsbürger, nur gewährt werden 
kann, wenn die im konkreten Fall streitigen Rechte und 
Ansprüche mit zwingenden gesellschaftlichen und 
wirtschaftspolitischen Grundsätzen der Verfassung un­
seres Staates im Einklang stehen. Das aber ist bei den 
von der Gläubigerin erhobenen Forderungen, wie dar­
gelegt, nicht der Fall.

Damit wird selbstverständlich weder verboten, daß 
die zur Erbringung der Leistungen bereiten Mitglieder 
der Kirchengemeinde die sich aus den Eintragungen 
ergebenden Leistungen weiterhin freiwillig an die 
kirchlichen Organe abführen, noch sind die Religions­
gemeinschaften etwa behindert, die Zugehörigkeit ihrer 
Mitglieder und die Gewährung der Mitgliedschafts­
rechte von der Leistung oder Nichtleistung abhängig 
zu machen. Staatlicher Zwang zur Leistung aber muß, 
wie dargelegt, entfallen.
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